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Im Editorial der April-2026-Ausgabe 
hatten wir noch darüber geklagt, dass 
der Erhalt und der Ausbau der Flüsse und 
Kanäle allein aus den regulären Mitteln 
des Bundeshaushaltes bestritten wird, 
weil die Regierung die Milliardenbeträge 
im Sondervermögen Infrastruktur allein 
für Straße und Schiene verwendet. Heute, 
drei Monate später, legt die Regierung 
einen Haushaltsentwurf für 2027 vor, der 
diese Kernforderung des BDB umsetzt: 
Fest zugesagte 1,2 Milliarden Euro sollen 
ab 01.01.2027 im Sondervermögen für die 
Wasserstraßen zur Verfügung stehen, was 
ein Mehr von rund 260 Mio. Euro bedeu-
tet. Dass der Betrag nicht reicht, um den 
enormen Investitionsstau aufzulösen, soll 
die Freude über den Regierungsentwurf 
nicht trüben. Hier wurden richtig dicke 
Bretter gebohrt, und man darf dies als ei-
nen großen Schritt in die richtige Richtung 
bewerten.

Die von 22 Wirtschaftsverbänden 
getragene „Initiative System Wasserstra-
ße“, zu deren Gründungsmitgliedern auch 
der BDB gehört, hat in den vergangenen 
15 Monaten ein beachtliches Arbeitspro-
gramm absolviert, das zu deutlich mehr 
Sichtbarkeit in Berlin geführt hat. Kurz vor 
der Sommerpause haben wir in Gesprä-
chen mit MdB Carl-Philipp Sassenrath 
(CDU) und Truels Reichardt (SPD) Rück-
schau gehalten und einen Blick in den 
Herbst 2026 gewagt: Das Lobbying für das 
System Wasserstraße muss fortgesetzt 

und der Druck aufrecht erhalten werden. 
Der BDB wird mit seinem Parlamenta-
rischen Abend, den er im November 
gemeinsam mit der niederländischen Bot-
schaft in Berlin ausrichtet, seinen Beitrag 
hierzu leisten. 

Deutlich kritisiert haben wir 2023 die 
Absichten der Ampel-Regierung, allein 
bei Straße und Schiene ein „überragen-
des öffentliches Interesse“ bei Ausbau-
maßnahmen anzuerkennen. Unser nie 
nachlassendes Engagement in dieser 
Angelegenheit hat sich gelohnt: Die 
Bundesregierung hat die maßgeblichen 
Gesetze noch einmal geändert, und 
zwar ganz in unserem Sinne: Sämtliche 
Flussausbaumaßnahmen der Kategorie 
des „Vordringlichen Bedarfs“ sind nun 
ebenfalls von überragendem öffentlichen 
Interesse – das gilt für Projekte am Rhein 
ebenso wie für Maßnahmen an Main, Mo-
sel, Neckar, Elbe-Seitenkanal oder west-
deutschem Kanalsystem. Die durch nichts 
zu begründende Ungleichbehandlung der 
Verkehrsträger haben CDU/CSU und SPD 
damit korrigiert. Gut so!

Gar nicht gut sind hingegen die Kür-
zungen, die die Bundesregierung bei der 
Ausbildungsbeihilfe und bei der Flotten-
modernisierung ab 2027 vornehmen 
möchte. Der vorgesehene Kahlschlag läuft 
auf Abschaffung der Programme hinaus. 
Auch hierzu wird der BDB im kommenden 
Herbst die Gespräche mit den Abgeordne-
ten führen.	                     Jens Schwanen

Editorial
 BDB-Geschäftsführer 
Jens Schwanen
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M it diesen Mitteln werden 
unter anderem Maß-
nahmen an Rhein, Main, 
Neckar und Donau, im 

westdeutschen Kanalgebiet sowie im 
Norden und im Osten der Republik 
finanziert. 

Mit der Öffnung des Sondervermö-
gens für die Wasserstraßeninfrastruk-
tur geht im Vergleich zum aktuellen 
Haushalt ein deutlicher Anstieg der zur 
Verfügung stehenden Mittel für ech-
te Investitionen in die Wasserstraßen 
einher. 

Der BDB unterstützt die Haushalts-
pläne der Bundesregierung ausdrück-
lich. BDB-Geschäftsführer Jens Schwa-
nen erklärt: 

„Wir freuen uns, dass die Bundes-
regierung das Sondervermögen Infra-
struktur und Klimaneutralität nicht län-
ger nur für Straße und Schiene, sondern 
nun auch für den Erhalt und Ausbau 

der Flüsse und Kanäle in Deutschland 
nutzt. Hier besteht wegen des Alters der 
Bauwerke und des Sanierungsbedarfs 
ein hoher Handlungsdruck: Die Unter-
nehmen in der Wirtschaft und Industrie 
leiden, wenn die Planbarkeit und Ver-
lässlichkeit der Güterschifffahrt abneh-
men, weil die Wasserstraßeninfrastruk-
tur nicht funktioniert. Es ist deshalb gut 
und richtig, dass das Sondervermögen 
genutzt und der Etat damit im nächsten 
Jahr deutlich heraufgesetzt wird.“ 

Dringende Maßnahmen gibt es nicht 
nur an der Rheinachse, sondern im 
gesamten rund 7.000 Kilometer umfas-
senden Wasserstraßennetz, etwa am 
Elbe-Seitenkanal, wo das Schiffshebe-
werk in Scharnebeck durch den Neubau 
einer größeren Schleuse ersetzt werden 
muss. Dann kann der Hamburger Ha-
fen noch mehr Güter per Schiff in das 
Hinterland transportieren. „Wir sind der 
Bundesregierung, allen voran Bundes-
verkehrsminister Patrick Schnieder und 
dem Koordinator der Bundesregierung 

Mit dem am 6. Juli vorgestellten Entwurf des Bundeshaushaltes 
2027 wird eine wichtige Forderung des BDB erfüllt: Der Bund 
öffnet sein „Sondervermögen Infrastruktur“ für Erhaltungs- und 
Ersatzmaßnahmen an den Flüssen und Kanälen. Hierfür sollen im 
nächsten Jahr im Sondervermögen 1,2 Milliarden Euro zur Verfü-
gung stehen. Hinzu kommen weitere rund 264 Millionen Euro im 
regulären Bundeshaushalt.

BDB freut sich über 1,2 Mrd. Euro im Sondervermögen Infrastruktur

Flüsse und Kanäle erhalten deutlich
mehr Geld im Bundeshaushalt 2027

HAUSHALT
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für maritime Angelegenheiten, Dr. 
Christoph Ploß, für ihr Engagement in 
dieser Sache sehr dankbar.“, so Schwa-
nen weiter. 

Nicht zufrieden ist der BDB mit den 
vorgesehenen Mittelkürzungen im Be-
reich der Gewerbeförderung, nämlich 

bei der Aus- und Weiterbildungsbeihilfe 
und bei der Flottenmodernisierung 
und Neumotorisierung, wo die Ansätze 
um die Hälfte reduziert werden sollen. 
„Das muss nach der Sommerpause im 
parlamentarischen Verfahren diskutiert 
werden“, so BDB-Geschäftsführer Jens 
Schwanen.

 Der Bund wird mit 
gesetzlichen Maßnahmen 
die Planungszeiträume für 
Unterhaltungs- und Aus-
baumaßnahmen an Flüs-
sen und Kanälen deutlich 
verkürzen. Davon profitiert 
zum Beispiel der Neubau 
von veralteten Schleusen 
und Hebewerken 
© Christiane Scriba
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BDB freut sich über Verabschiedung 
des Infrastrukturzukunftsgesetzes
Der Bundestag hat am 26. Juni den Weg 
frei gemacht für die deutlich schnellere 
Umsetzung von Unterhaltungs- und 
Ausbaumaßnahmen an den Flüssen 
und Kanälen in Deutschland. Ermöglicht 
wird das durch das Infrastrukturzu-
kunftsgesetz, das gleich mehrere Bun-
desgesetze ändert. Auch der Bundesrat 
stimmte dem Gesetz zu.

„Überragendes öffentliches Interes-
se“ wird bescheinigt
Auch die Bundeswasserstraßen können 
von den Beschleunigungsmaßnahmen 
in dem Gesetz profitieren, denn: sämt-
lichen Ausbauprojekten des „Vordring-
lichen Bedarfs“ wird im Wasserstra-
ßenausbaugesetz künftig gesetzlich 
attestiert, dass sie im „überragenden 
öffentlichen Interesse liegen und der 
öffentlichen Sicherheit dienen“. Das gilt 
dann nicht nur für Ausbaumaßnahmen 
am Mittelrhein, Untermain und im west-
deutschen Kanalgebiet, sondern unter 
anderem auch für Maßnahmen am 
Niederrhein, die zweiten Schleusenkam-
mern an der Mosel, die Verlängerung 
der Neckarschleusen und den Ersatz-
neubau einer Schleuse am Elbe-Seiten-
kanal. Mit der neuen Einstufung wird es 
Behörden und Gerichten erleichtert, bei 

Schutzgüterabwägungen zugunsten der 
Maßnahmen zu entscheiden.

Der BDB findet für diese  
Neuregelungen nur lobende Worte: 
„Wir freuen uns außerordentlich über 
diese Gesetzesänderungen und danken 
der Regierung und den beteiligten Bun-
destagsabgeordneten ausdrücklich für 
die geleistete Arbeit. Mit den Beschlüs-
sen wird eine langjährige Forderung des 
BDB umgesetzt: Eine leistungsfähige 
Schifffahrt braucht eine verlässliche und 
bedarfsgerecht ausgebaute Infrastruk-
tur. Jahrzehntelange Genehmigungs- 
und Planungsverfahren sind heute 
üblich, und sie bremsen die Entwicklung 
der Schifffahrt aus. Mit den Beschlüssen 
im Bundestag kann die Trendwende bei 
einer von Sanierungsstau und Überal-
terung geprägten Wasserstraßeninfra-
struktur gelingen“, kommentiert BDB-
Geschäftsführer Jens Schwanen die 
Beschlüsse im Bundestag. „Das Gesetz 
wird seine Wirkung dann voll entfalten, 
wenn entsprechende Haushaltsmittel 
für Unterhaltungs- und Ausbaumaß-
nahmen an Flüssen und Kanälen zur 
Verfügung stehen, und wenn die von 
Stellenkürzungsvorgaben geplagte Was-
serstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
über eine ausreichende Personaldecke 
verfügt.“

Beschleunigte Umsetzung von Unterhaltungs-  
und Ausbaumaßnahmen an Flüssen und Kanälen

BDB freut sich über Verabschiedung
des Infrastrukturzukunftsgesetzes

INFRASTRUKTURZUKUNFTSGESETZ



BDB Report 2/2026

7

Viele Schleusen müssen  
ersetzt werden
Viele Schleusen haben ihre geplante 
Lebensdauer schon lange überschrit-
ten, so dass das Risiko von längerfris-
tigen ungeplanten Sperrungen von 
Jahr zu Jahr steigt. „346 von insgesamt 
617 Schleusen sind älter als 80 Jahre, 
205 sogar älter als 100 Jahre. Deshalb 
ist es umso wichtiger, dass der Bund 
nicht nur bei den Ausbaumaßnahmen, 
sondern auch bei Unterhaltungsmaß-
nahmen und Ersatzneubauten nun den 
‚Planungs-Turbo‘ einschaltet“, so Schwa-
nen weiter. 

 Zahlreiche Schleusen 
sind überaltert und müs-
sen modernisiert werden 
© BAW

Maßnahmen im Wasserstraßenausbaugesetz

Eine Auswahl an für die Binnenschifffahrt besonders 
relevanten Maßnahmen des Vordinglichen Bedarfs 
mit Engpassbeseitigung (VB-E) sowie des Vordingli-
chen Bedarfs (VB):

	� Abladeoptimierung der Fahrrinnen am Mittel-
rhein

	� Fahrrinnenvertiefung des Untermains bis Aschaf-
fenburg

	� Fahrrinnenanpassung der Unterweser (Nord und 
Süd)

	� Ausbau des Wesel-Datteln-Kanals (WDK) bis Marl 
und Ersatzneubau der „Großen Schleusen“ sowie 
Brückenhebung bei Ersatzneubau

	� Ausbau des Datteln-Hamm-Kanals (Oststrecke)
	� Ausbau der Donau im Abschnitt Straubing-Vilshofen 
(Variante A)

	� Abladeverbesserung und Sohlenstabilisierung am 
Rhein zwischen Duisburg und Stürzelberg

	� Anpassung des Dortmund-Ems-Kanals (Nordstrecke)
	� Ausbau der Havel-Oder-Wasserstraße
	� Vorgezogener Ersatzneubau einer Schleuse in 
Lüneburg-Scharnebeck am Elbe-Seitenkanal

	� Verlängerung der Neckarschleusen von Mannheim 
bis Plochingen

	� Bau von sieben 2. Schleusenkammern an der Mosel
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Das hat der Bundesrat am 
8. Mai in seinem Beschluss 
zum zweiten Gesetz zur 
Weiterentwicklung der THG-

Quote entschieden, das der Bundestag 
im April zur Umsetzung der europäi-
schen RED-III-Richtline verabschiedet 
hatte.

Treibhausgasemissionen in der  
Binnenschifffahrt ohnehin gering
Der Gesetzgeber greift damit eine we-
sentliche Forderung des BDB auf, der 
sich in Berlin vehement dafür eingesetzt 
hat, die Güter- und Fahrgastschifffahrt 
aus diesem Quotensystem auszuklam-
mern:

Selbstverständlich anerkennt auch 
die Schifffahrtsbranche, dass die 
Treibhausgasintensität von Kraftstoffen 
schrittweise gesenkt werden sollte. Die 
Binnenschifffahrt mit ihren ohnehin ge-
ringen CO2-Emissionen ist jedoch nicht 
der Adressat der europäischen RED-III-
Richtline. Und solange es keine markt-
reife und flächendeckende Alternative 
zum Dieselkraftstoff für langlaufende 
Verkehre in der Binnenschifffahrt gibt, 
auf die das Gewerbe ausweichen könn-

te, hat die THG-Quote auch keine klima-
schützende Lenkungswirkung, sondern 
führt allein zu einer Verteuerung des 
besonders umweltschonenden Güter-
verkehrs auf dem Wasser.

Hierzu erklärt BDB-Geschäftsführer 
Jens Schwanen:

„Eine schlichte Verteuerung ohne 
Nutzen fürs Klima macht keinen Sinn 
und hätte vor dem Hintergrund der 
aktuell explodierenden Treibstoffkosten 
fatale Auswirkungen. Wir sind Bun-
desverkehrsminister Patrick Schnieder 
daher sehr dankbar, dass er sich inner-
halb der Bundesregierung dafür einge-
setzt hat, die Binnenschifffahrt aus der 
THG-Quotenregelung auszuklammern. 
Hierfür sprechen nicht nur rechtliche 
Gründe. Hierfür sprechen aber auch 
die Besonderheiten in der Binnenschiff-
fahrt, für die es bis heute keine serien-
reife und europaweit verfügbare Alter-
native zum Dieselkraftstoff gibt. Unser 
Dank geht auch an die Bundestagsab-
geordneten wie etwa MdB Carl-Philipp 
Sassenrath und Dr. Christoph Ploß, die 
uns im parlamentarischen Verfahren in 
dieser komplexen Angelegenheit unter-
stützt haben!“

TREIBHAUSGAS-EMISSIONSHANDEL

Der von der Binnenschifffahrt verwendete Dieseltreibstoff  
unterliegt auch weiterhin nicht der Treibhausgasminderungs-
Quote (THG-Quote).

Treibhausgas-Emissionshandel

Binnenschifffahrt bleibt weiterhin
bei THG-Quote außen vor
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Bunkerbetrieben bleibt immenser 
Verwaltungsaufwand erspart
Die Einbeziehung in den Quotenhandel 
hätte nicht nur die Binnenschifffahrts-
branche, sondern auch die sog. Bun-
kerbetriebe, also die „Tankstellen“ der 
Binnenschifffahrt, in massive Schwie-
rigkeiten gebracht. Erste Absichten des 
Gesetzgebers gingen in die Richtung, 
jeden einzelnen Bunkerbetrieb als 
Inverkehrbringer des Treibstoffs zu 
betrachten und damit für die Einhaltung 
der THG-Quote verantwortlich zu stel-
len. Diese bürokratische Mehrbelastung 
hätte das Aus für die meisten Bunker-
betriebe in Deutschland bedeutet. In 

Deutschland werden pro Jahr rund 190 
Mio. Liter Kraftstoff an die Binnenschiff-
fahrt verkauft. In den Niederlanden sind 
es rund 900 Mio. Liter pro Jahr.

Der Branche bleiben damit Mehr-
kosten bei zurzeit ohnehin enorm 
hohen Treibstoffkosten erspart. Den 
Bunkerbetrieben, wie hier der Station 
der Hoyer Marine GmbH, hätte ein 
Einbezug der Branche in die THG-Quote 
einen immensen bürokratischen Auf-
wand beschert. Gleichzeitig wäre das 
Einsparpotenzial minimal gewesen, da 
Binnenschiffe nur geringe Mengen CO2 
emittieren.

 Die Betreiber von 
Bunkerstationen wären bei 
Einbezug der Binnenschiff-
fahrt in den THG-Emissi-
onshandel mit immensem 
bürokratischem Aufwand 
konfrontiert worden
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Besuch aus der Politik auf dem Schulschiff

In der ersten Juniwoche empfing der BDB gleich mehrere  
Vertreter aus der Bundes- und Landespolitik an Bord des  
verbandseigenen Schulschiffs „Rhein“ in Duisburg-Homberg.

M it MdB Dr. Christoph 
Ploß (CDU), Maritimer 
Koordinator der Bun-
desregierung für die 

maritime Wirtschaft und Tourismus, 
besuchte am 1. Juni ein sehr wichtiger 
Ansprechpartner für das Binnenschiff-
fahrtsgewerbe (sei es in den Bereichen 
Personenschifffahrt oder Förderpro-
gramme im Zuständigkeitsbereich des 
Bundeswirtschaftsministeriums) die 
Aus- und Weiterbildungseinrichtung. 
An Bord empfangen wurden Dr. Ploß 
und seine Referentin Annika Einhorn 
von den BDB-Vorstandsmitgliedern 
Dr. Marie Nauheimer (Primus-Linie) 
und Martin Staats (MSG), Gerit Fietze 
(Schulschiff-Leiter und stv. BDB-Ge-
schäftsführer) und Fabian Spieß (stv. 
BDB-Geschäftsführer).

Trotz des knapp bemessenen Zeit-
fensters konnten einige branchenre-
levante Themen mit dem Maritimen 
Koordinator erläutert werden. Hierzu 
zählten u.a. die Bedeutung der Perso-
nenschifffahrt für den deutschen Tou-
rismus sowie die Bestrebung des BDB, 
die Größe und Relevanz des Marktes 
im Rahmen einer Studie untersuchen 
zu lassen und die Personenschifffahrt 
„nach außen“ stärker sichtbar zu ma-
chen. Dr. Marie Nauheimer gab hierbei 

„aus erster Hand“ Einblicke in dieses 
Segment der Binnenschifffahrt mit 
seinem vielfältigen Angebot. In der Tou-
rismusstrategie der Bundesregierung 
blieb die Personenschifffahrt leider 
zuletzt unberücksichtigt.

Auch die an vielen Stellen mangelnde 
Flexibilität in der aktuellen Ausbildungs- 
und Besatzungsordnung (z.B. bei Quer-
einstieg aus der Seeschifffahrt oder 
dem Ersatz von Leichtmatrosen durch 
Decksmänner), Chancen und Heraus-
forderungen des automatisierten und 
ferngesteuerten Navigierens und das 
Erfordernis niedrigerer Strompreise, 
damit der Umstieg auf teil- oder voll-
elektrische Antriebe für die Schifffahrt 
attraktiver wird, wurden thematisiert. 
Der BDB hat die besprochenen Punkte 
im Nachgang noch einmal ausführlich 
schriftlich beim Büro des Maritimen 
Koordinators eingereicht. 

Dr. Christoph Ploß unterstrich zudem 
in dem Gespräch seine Bemühungen 
für eine Öffnung des Sondervermö-
gens Infrastruktur für Wasserstraßen 
und Häfen und seinen Einsatz bei 
den (erfolgreichen) Bemühungen, die 
Binnenschifffahrt in der THG-Quoten-
Gesetzgebung auszuklammern. 

BESUCH AUF DEM SCHULSCHIFF

Maritimer Koordinator  
und Landtagsabgeordnete
informieren sich über Binnenschifffahrt



BDB Report 2/2026

11

Gespräch über Schifffahrt und Häfen 
mit Abgeordneten aus Niedersachsen
Außerdem besuchten am 2. Juni vier 
CDU-Landtagsabgeordnete aus Nie-
dersachsen, allesamt Mitglieder im 
Unterausschuss „Schifffahrt und Häfen“, 
Jonas Pohlmann, Hartmut Moorkamp, 
Katharina Jensen und Lara Evers, das 
Schulschiff. Seitens des BDB wurde 
das rund zweistündige Gespräch von 
Gerit Fietze und Fabian Spieß begleitet. 
Außerdem nahm BÖB- und VBW-Ge-
schäftsführer Marcel Lohbeck an dem 
Termin teil.

Gesprächsgrundlage für den Bereich 
der Binnenschifffahrt bildete die Stel-
lungnahme zum Antrag „Binnenschiff-
fahrt stärken – Infrastruktur erhalten, 
modernisieren und ausbauen“ der CDU-
Fraktion im Landtag Niedersachsen, die 
der BDB dem Unterausschuss „Schiff-
fahrt und Häfen“ am 19. März übersen-
det hatte. Bereits am 17. März nahm 
BDB-Vorstandsmitglied Sebastian Poser 
(Reederei Dettmer) persönlich an einer 
Expertenanhörung zu diesem Antrag in 
Hannover teil.  

So wurden u.a. der Zustand und die 
Finanzierung der Wasserstraßeninfra-

struktur, die Umrüstung der Binnenflot-
te auf emissionsärmere Antriebe sowie 
die dafür zur Verfügung stehenden 
Förderprogramme, und der Arbeits- 
und Fachkräftemangel in der Branche 
thematisiert. 

Sowohl Dr. Christoph Ploß als auch 
die vier Landtagsabgeordneten aus Nie-
dersachsen erhielten eine ausführliche 
Führung über das Schulschiff, inklusive 
Besuch der Werkstatt, der Messe, des 
Takelraums, der Werkstatt und des 
großen Seminarraums.

 (v.l.n.r.) Fabian Spieß 
(stv. BDB-Geschäftsführer), 
BDB-Vorstandsmitglied 
Martin Staats (MSG), Gerit 
Fietze ( Schulschiff-Leiter 
und stv. BDB-Geschäfts-
führer), MdB Dr. Christoph 
Ploß (Maritimer Koordina-
tor der Bundesregierung), 
BDB-Vorstandsmitglied Dr. 
Marie Nauheimer (Primus-
Linie) und Annika Einhorn 
(persönliche Referentin 
von Dr. Christoph Ploß)

 Die niedersächsischen 
CDU-Landtagsabgeordne-
ten (v.l.n.r.) Jonas Pohl-
mann, Hartmut Moorkamp, 
Katharina Jensen und Lara 
Evers
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Neues Lüftungskonzept,  
neue Duschen
An Bord des Schulschiffes können wäh-
rend des Blockunterrichts am Schiffer-
berufskolleg RHEIN bis zu 95 Auszubil-
dende in Doppelkabinen untergebracht 
werden. Ausgestattet sind die Kabinen 
mit Betten, einem Schreibtisch, Klima-
anlage, Fernseher und einem Bad mit 
einer Dusche. Dies hat in der Vergan-
genheit oftmals zu Feuchtigkeitsproble-
men geführt, welche nunmehr angegan-
gen werden. In enger Kooperation mit 
der Berufsgenossenschaft wurde ein 
neues Lüftungskonzept für die Kabinen 
und speziell für die Badezimmer entwi-
ckelt. Das neue Lüftungskonzept soll zu 
einer Entfeuchtung der Kabinen führen, 
was auftretende Probleme beseitigen 
sollte. Hierzu wird nicht nur die vorhan-
dene Klimaanlage verwendet, zusätzlich 
soll die an Bord befindliche Lüftungsan-
lage angepasst werden. Zuletzt sollen 
tägliche Kontrollen dazu beitragen, 
dass keine weiteren Probleme mehr 
auftreten. Abschließend ist geplant, 
dass in den Kabinen die Duschwände 
und Silikonfugen erneuert werden, so 
dass die Gesamtsituation wieder auf 
ein sehr gutes Niveau gebracht wird.

Runder Tisch und Fachgruppen
Zum „Runden Tisch zur Stärkung des 
Ausbildungsstandortes Duisburg“ hat 
das Schulschiff bereits im April und 
im Mai geladen. Beide Termine wa-
ren zahlreich besucht und in Koope-
ration mit dem Schifferberufskolleg 
RHEIN und Vertretern der Betriebe ist 
man übereingekommen, dass Fach-
gruppen gebildet werden sollen. Ziel 
dieser Fachgruppen ist es, dass in 
Kleingruppen aus je drei Vertretern 
der Betriebe und drei Vertretern des 
Berufskollegs geprüft werden soll, in 

welchen Bereichen Verbesserungs-
potential gesehen wird. Im Vorder-
grund steht die Ausbildung, diese soll 
bestmöglich koordiniert und geplant 
werden und hierfür ist der Standort 
Duisburg ganz wesentlich. Schließlich 
vereinen sich in Duisburg nicht nur 
das Schifferberufskolleg RHEIN und 
das Schulschiff Rhein, sondern auch 
der Flachwasserfahrsimulator SANDRA 
II, was perfekte Bedingungen für eine 
erfolgreiche Ausbildung darstellen.

Tag der offenen Tür
Das Schulschiff liegt bereits seit 1948 
im Duisburg-Homberger Stadthafen, 
trotzdem ist es nicht allen Personen aus 
der Umgebung bekannt. Aus diesem 
Grund plant das Schulschiff im August 
einen Tag der offenen Tür, an welchem 
Interessierte einen Blick hinter die Ku-
lissen werfen dürfen und so die Mög-
lichkeit erhalten, das Schulschiff und die 
Besatzung besser kennen zu lernen.

Soziales Engagement
Das Schulschiff Rhein engagiert sich 
nicht nur für die Ausbildung in der 
gewerblichen Binnenschifffahrt, auch 
die Stadt Duisburg und der Stadt-
teil Homberg, wo das Schulschiff im 
Stadthafen liegt, liegt ihm am Herzen. 
Deswegen organisiert das Schulschiff 
zusammen mit dem Homberger Ruder-
club und Vertretern der hiesigen Politik 
eine großgeplante Reinigungsaktion. 
Im Spätsommer soll erstmals ein Teil 
des Rheindamms und der Rheinwiesen 
von Duisburg-Homberg in Richtung 
Duisburg-Baerl von Müll befreit werden. 
Das Schulschiff möchte mit dieser 
Aktion zeigen, dass man neben der 
Priorisierung der Ausbildung auch 
etwas für die Umwelt tun kann und 
hofft auf zahlreiche Unterstützung.
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 Bildtext

Erstes Schiffsführerzeugnis  
für kleine Fahrgastschiffe
Die GDWS hat am 17. Juni, nach dem 
Bestehen der praktischen Prüfung am 
Flachwasserfahrsimulator „SANDRA II“  
am Schiffer-Berufskolleg RHEIN, das 
erste Schiffsführerzeugnis für klei-
ne Fahrgastschiffe ausgestellt. Es 
berechtigt zum Führen von kleinen 
Fahrgastschiffen mit einer Länge bis 
zu 35 m und bis zu 150 zugelassenen 
Fahrgästen auf allen Bundeswasserstra-
ßen mit Ausnahme des Rheins. Basis 
hierfür ist die Kleine-Fahrgastschiffe-
Verordnung (KFV), die seit dem 25. Juli 
2025 in Kraft ist. Diese gilt zunächst 
befristet für drei Jahre und sieht ins-
besondere Erleichterungen im Bereich 
der Voraussetzungen und Anforde-
rungen an die Prüfung zum Erwerb 
der Befähigung als Schiffsführer vor.

Neue Schleuse Lüneburg:  
Planfeststellungsverfahren gestartet
Die Planfeststellungsbehörde bei der 
GDWS in Hannover hat am 23. Juni das 
Planfeststellungsverfahren für den Neu-
bau der Schleuse Lüneburg eingeleitet. 
Die neue Schleuse wird das derzeiti-
ge Schiffshebewerk bei Scharnebeck 
langfristig ersetzen. Der Schleusenneu-
bau mit einer nutzbaren Kammerlän-
ge von 225 Metern soll nicht nur die 
Leistungsfähigkeit steigern, sondern 
auch die Betriebssicherheit langfristig 
gewährleisten. Der angestrebte Plan-

feststellungsbeschluss bündelt dann die 
Entscheidung über alle abgewogenen 
öffentlichen und privaten Interessen. 
Der Beschluss ist die verwaltungsrecht-
liche Zulassungsentscheidung für den 
Bau der neuen Schleuse Lüneburg. 
Lukas Brodersen, Sachbereichsleiter 
im WNA Hannover, erklärt: „Mit der 
Einleitung des Planfeststellungsverfah-
rens rücken wir der Realisierung dieses 
wegweisenden Infrastrukturprojekts ein 
großes Stück näher. Die neue Schleuse 
wird nicht nur die Kapazitäten erhöhen, 
sondern auch einen wichtigen Beitrag 
zur Verlagerung von Transporten auf 
umweltfreundliche Verkehrsträger leis-
ten. Damit setzen wir einen entschei-
denden Schritt zur Modernisierung und 
Zukunftssicherung der Wasserstraße 
Elbe-Seitenkanal.“ Das Genehmigungs-
verfahren wird voraussichtlich zwei 
Jahre beanspruchen. Das bestehende 
Schiffshebewerk wurde Ende 1975 in 
Betrieb genommen und damals für das 
sogenannte Europaschiff (Länge: 85 
m, Breite: 9,50 m, Abladetiefe: 2,50 m) 
bemessen. Der Kanal ist grundsätzlich 
für die aktuell gängige Schiffsklasse 
„Großmotorgüterschiff“ (GMS) mit 110 
Metern Länge sowie für Schubver-
bände von bis zu 185 Metern Länge 
zugelassen, jedoch können nur Schiffs-
einheiten bis zu einer Länge von 100 
Metern das Schiffshebewerk passieren. 
Durch den Bau der neuen Schleuse 
soll dieser Engpass beseitigt werden. 

 Morris Ronny Uhlig 
(vorne) mit dem frisch 
ausgestellten Schiffs-
führerzeugnis für 
kleine Fahrgastschiffe 
© WSV

 Modell der neuen 
Schleuse Lüneburg  
© INGE Schleuse 
Lüneburg
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Abladeoptimierung:  
Erörterung für Teilabschnitt 3 
Am 23. und 24. Juni fand in St. Goar 
der Erörterungstermin für die Vorha-
ben Abladeoptimierung der Fahrrin-
nen am Mittelrhein im Teilabschnitt 3, 
„Jungferngrund“ und „Geisenrücken“ 
(Rhein-km 547,50 bis 557,00), sowie die 
Ufermodellierung am Tauber Werth 
(Rhein-km 551,15 bis 551,45) statt. Die 
Erörterung ist Teil des Planfeststellungs-
verfahrens. Bei diesem Termin hat die 
Planfeststellungsbehörde bei der GDWS 
in Mainz die eingegangenen Stellung-
nahmen der Behörden, Umweltver-
bände und sonstiger Dritter erörtert.

Anerkennung serbischer Dokumente
Am 3. Juni 2026 wurde der Rechtsakt 
der EU-Kommission zur Anerkennung 
von serbischen Befähigungszeugnis-
sen, Schifferdienstbüchern und Bord-
büchern veröffentlicht. Nach diesem 
Rechtsakt werden Befähigungszeug-
nisse, die auf Grundlage einer unter 
der Zuständigkeit einer serbischen 
Verwaltungsbehörde organisierten 
Prüfung, sowie Schifferdienstbücher 
und Bordbücher, die gemäß der natio-
nalen Vorschriften Serbiens ausgestellt 
werden, in der gesamten EU anerkannt. 
Der Rechtsakt trat am 23. Juni in Kraft.

50-jähriges Bestehen des ESK 
Mit einem Festakt wurde am 19. Juni in 
Scharnebeck das 50-jährige Bestehen 
des Elbe-Seitenkanals (ESK) gewürdigt. 
Zu den Ehrengästen gehörten u.a. 
der Parlamentarische Staatssekretär 
im BMV, Christian Hirte, und GDWS-

Präsidentin Anke Leue. Für den BDB 
hielt Sebastiaan van Vliet (Dettmer) ein 
Grußwort. Darin betonte er die heraus-
ragende Bedeutung des rund 115 km 
langen Kanals, der eine wichtige Ver-
bindung zwischen dem Mittellandkanal 
und der Elbe darstellt, für die Binnen-
schiffstransporte im norddeutschen 
Raum und die Hinterlandverkehre 
des Hafens Hamburg. Die bundesweit 
bestehenden Probleme im Bezug auf 
das deutsche Wasserstraßennetz (wie 
zu wenig Mittel für Erhalt und Ausbau 
und zu wenig Personal bei der WSV) 
machten aber auch vor dem ESK nicht 
Halt, wie häufige personalbedingte 
Ausfälle am Schiffshebewerk Scharne-
beck und technische Störungen an der 
Schleuse Uelzen, zeigten. Vor diesem 
Hintergrund kritisierte van Vliet sowohl 
die chronische Unterfinanzierung der 
Wasserstraßen sowie die Absicht der 
Bundesregierung, bis zum Jahr 2029 
über 8 Prozent der Stellen in den Be-
hörden und Verwaltungen des Bundes 
einzusparen. Für die WSV würde dies 
ein Minus von rund 1.000 Stellen be-
deuten. Solche Kürzungen gefährdeten 
Betrieb, Instandhaltung und Ausbau der 
Bundeswasserstraßen. Dabei seien die 
ambitionierten Klimaziele ohne die um-
weltfreundliche Binnenschifffahrt, die 
ihre Infrastruktur so effektiv wie kein 
anderer Verkehrsträger nutze, nicht 
erreichbar. 

Fortschritte beim Donauausbau
Die Planfeststellungsbehörde bei der 
GDWS hat am 18. Mai den Planfeststel-
lungsbeschluss für den Donauausbau 
zwischen Straubing und Vilshofen 
(Teilabschnitt 2: Deggendorf – Vils-
hofen; Donau-km 2282,5 bis 2249,9) 
bekannt gegeben. Dieser umfasst 

 Das Modell des 
Jungferngrunds  
bei der BAW  
© BAW

 Der ESK wurde im 
Jahr 1976 eröffnet



+ + + KURZ GEMELDET + + + 15

BDB Report 2/2026

den Ausbau der Bundeswasserstra-
ße Donau sowie die Erweiterung der 
Hochwasserschutzanlagen auf dem 
rund 32 km langen Abschnitt. Mit dem 
Beschluss wird den Trägern des Vor-
habens (Bundesrepublik Deutschland 
und Freistaat Bayern), vertreten durch 
die WIGES Wasserbauliche Infrastruk-
turgesellschaft, die Baugenehmigung 
für den Ausbau erteilt. Bei planmäßi-
gem Verlauf sollen im Herbst 2026 die 
Arbeiten an zwei Massivbauwerken 
beginnen. Nach dem Abschluss aller 
Maßnahmen stehen der Binnenschiff-
fahrt bei Niedrigwasser rund 20 cm 
mehr Abladetiefe zur Verfügung, was 
einer Mehrladung von ca. 200 t ent-
spricht. Die veranschlagten Gesamt-
baukosten im zweiten Teilabschnitt 
liegen bei rund 625 Mio. Euro.

Neue Leitzentrale Berlin-Grünau 
eröffnet
Der Neubau der Leitzentrale Berlin-Grü-
nau wurde am 27. Mai unter Anwesen-
heit von Dr. Claudia Elif Stutz (Staatsse-
kretärin im BMV) und GDWS-Präsidentin 
Anke Leue offiziell eröffnet. Die Leitzen-
trale hat ein Investitionsvolumen von 
rund 20 Mio. Euro und wurde auf dem 
Bauhof Berlin errichtet. Die Übergabe 
des Gebäudes an das WSA Spree-Havel 
erfolgte bereits im Januar 2026, der 
Probebetrieb begann kurz danach. Die 
Leitzentrale ermöglicht es, zahlreiche 
Schleusen- und Wehranlagen aus einer 
zentralen Betriebsumgebung heraus 
fernzusteuern und fernzuwarten. Pers-
pektivisch ist eine Aufschaltung von 38 
wasserbaulichen Anlagen vorgesehen.

Flussbestattungen:  
Verbände fordern Präzisierung 
Seit dem vergangenen Jahr sind nach 
einer Reform des Bestattungswesens 
in Rheinland-Pfalz Flussbestattungen 
auf den Wasserstraßen grundsätzlich 
erlaubt. Eine Verordnung regelt die 
erlaubten Bereiche und die sonstigen 
Modalitäten. Die vor Ort verkehrenden 
Unternehmen aus der Personenschiff-
fahrt wurden in diesem Zusammen-
hang bereits von Bestattern angefragt 
und haben auch schon Flussbestat-
tungsfahrten durchgeführt. In der 
Verordnung ist allerdings nicht präzise 
geregelt, von welchen Wasserfahr-
zeugen aus Flussbestattungen vorge-
nommen werden dürfen. Daher hat 
der BDB gemeinsam mit dem BDS und 
der MPS das zuständige Ministerium 
in Rheinland-Pfalz angeschrieben und 
eine Klarstellung in der Verordnung 
angeregt. Konkret schlagen die Ver-
bände vor, sich bei der Definition der 
Fahrzeuge an der Definition von Fahr-
gastschiffen aus den für die Binnen-
schifffahrt einschlägigen Regelwerken 
(so z.B. die EU-Richtlinie zur technischen 
Ausrüstung von Binnenschiffen oder die 
RheinSchUO) zu orientieren. So kann 
sichergestellt werden, dass Flussbestat-
tungen nur von Schiffen aus erfolgen, 
die sowohl technisch als auch personell 
ein hohes Sicherheitsniveau aufweisen.

NTK national erstellt Dokument  
zu Übergangsbestimmungen
Als Ergebnis von intensiven Arbeiten 
innerhalb der gemeinsamen nautisch-
technischen Kommission von BDB, 

 Der Donauausbau 
schreitet voran  
© BAW

 Die neue Leit-
zentrale Berlin-
Grünau © WSV
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BDS und DFV haben die Verbände 
eine Kommentierung eines CESNI-
PT-Dokumentes zu Vorschlägen zu 
Erleichterungen beim Umgang mit den 
ES-TRIN-Übergangsbestimmungen 
erstellt. Die in dem Dokument vorge-
schlagenen Abweichungen bei ein-
zelnen Nachrüstungsverpflichtungen 
werden dabei grundsätzlich begrüßt. 
Allerdings fordern BDB, BDS und DFV, 
dass diese auch auf größere Binnen-
schiffe (über 86 Meter Länge) ange-
wendet werden. Dies betrifft z.B. die 
Übergangsbestimmungen zu Anker-
nischen oder die Stehhöhe in Woh-
nungen. Die Kommentierung wurde 
sowohl der Sekretärin der NTK der 
IWT-P, Lijdia Pater-de Groot, als auch 
Vertretern der deutschen Delegation 
zur Kenntnis gegeben. Das Thema soll 
auf CESNI-Ebene weiterverfolgt werden.

Stellungnahme zur Kritis-Verordnung
Der BDB hatte bereits im vergange-
nen Jahr umfassend Stellung zu dem 
Entwurf des KRITIS-Dachgesetzes 
vorgenommen und moniert, dass in 
dem Gesetzesentwurf erwähnte, prä-
zisierende Rechtsverordnungen noch 
nicht vorlagen. Im Mai folgte dann der 
Entwurf einer Kritis-Verordnung (Kri-
tisV). Leider trug auch dieser nicht zu 
einer Aufklärung bei, ob und in wel-
chem Umfang die Binnenschifffahrt 
„Betreiber einer kritischen Anlage“ sein 
soll bzw. eine „kritische Dienstleistung“ 
erbringt und damit in den Anwendungs-
bereich der KRITIS-Gesetzgebung fällt. 
In der KritisV werden bei der Bestim-
mung von Kriterien, die eine „kritische 
Anlage“ kennzeichnen unplausible 
Schwellenwerte und Definitionen aus 
der Seeschifffahrt herangezogen, die 
eine saubere Beurteilung, ob die Bin-
nenschifffahrt adressiert ist, unmöglich 
machen. Darauf hat der BDB in seiner 
Stellungnahme gegenüber dem Bun-
desinnenministerium hingewiesen.

Stellungnahme zu  
BMU-Gesetzesentwurf
Der BDB hat gegenüber dem BMU am 
9. Juli eine Stellungnahme zum „Entwurf 

eines Gesetzes zur Stärkung der Natürli-
chen Infrastruktur und zur Fortentwick-
lung der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung“ abgegeben. Der Verband 
hat zwar keine grundlegenden Beden-
ken gegen den Entwurf, machte aber 
deutlich, dass im Hinblick auf die drin-
gende Notwendigkeit, für die Infrastruk-
tur entlang der Bundeswasserstraßen 
eine Beschleunigung bei Planung und 
Genehmigung zu erzielen, sichergestellt 
sein muss, dass dadurch die Regelun-
gen des Infrastrukturzukunftsgesetzes 
nicht konterkariert werden. Vor diesem 
Hintergrund äußerte der BDB im Hin-
blick auf eine Regelung Bedenken, wo-
nach sich bei Eingriffen in die natürliche 
Infrastruktur der biotopwertbezogene 
Kompensationsbedarf (und damit auch 
die Ersatzzahlung) um 20 Prozent er-
höht. Auch wenn die grundsätzliche Mo-
tivation hierfür verständlich sein mag, 
fehlen Ausführungen dazu, woraus sich 
ein Wert in Höhe von 20 Prozent ergibt. 
Der BDB plädiert dafür, einen niedri-
geren Prozentsatz (max. 10 Prozent) 
anzusetzen, um wichtige Verkehrs-
vorhaben des Bundes, die eine hohe 
Relevanz für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland haben, nicht zu beein-
trächtigen. Begrüßenswert sind hinge-
gen die explizit erwähnten Funktionssi-
cherungsregelungen für Verkehrswege 
der See- und Binnenschifffahrt. Damit 
wird die hohe verkehrliche Bedeutung 
der Bundeswasserstraßen anerkannt.

Vortrag zu Niedrigwasser  
auf dem Rhein
Der Umweltingenieur Dr. Mark Braun 
(JRF-Institut FiW – Forschungsinstitut 
für Wasserwirtschaft und Klimazu-
kunft) hielt am 29. Mai einen Online-
Vortrag zum Thema „Auswirkungen 
von Niedrigwasser auf die Binnen-
schifffahrt und Wirtschaft am Rhein“.
Darin führte er aus, dass die Alpenglet-
scher derzeit noch eine stützende Wir-
kung auf die Wasserstände des Rheins 
von bis zu 20 % (an einzelnen Pegeln) 
haben. Bis Ende des Jahrhunderts sei 
mit einem Abschmelzen der Gletscher 
zu rechnen. Ab 2050 sei ein Rückgang 
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der stützenden Funktion wahrschein-
lich. Einen stabilisierenden Effekt wurde 
außerdem der Speicherbewirtschaf-
tung im Alpenraum zugeschrieben. Der 
Umweltingenieur bescheinigte dem 
Einsatz von niedrigwasseroptimierten 
Schiffen eine „hohe positive Wirkung“; 
der Umsetzung der Abladeoptimie-
rung Mittelrhein bescheinigt sogar eine 
„erhebliche positive Wirkung“. Insbe-
sondere die Kombination aus beiden 
Maßnahmen sei geeignet, um einen 
großen Anteil der Wertschöpfungsver-
luste, die durch ausgeprägtes Rhein-
Niedrigwasser entstehen, zu vermeiden.

EBU-Workshop in Brüssel
Am 24. Juni fand ein gemeinsam von 
der EU-Kommission und der ZKR 
organisierter Workshop mit dem Titel 
„market opportunities for inland wa-
terway transport in Europe’s energy 
and circular transition“ statt. Für den 
BDB war der stellvertretende BDB-
Geschäftsführer Gerit Fietze bei dem 
Termin vertreten. In dem mit über 70 
Teilnehmern gut besuchten Workshop 
diskutierten vorrangig Vertreter aus 
dem Gewerbe, künftige Marktchancen 
der Binnenschifffahrt mit Bezug zur 
Energiewende und der Kreislaufwirt-
schaft. Eine grundlegende Einschätzung 
bestand darin, dass es künftig nicht 
das eine dominierende Transportgut 
geben wird, vielmehr wird ein Mix aus 
unterschiedlichen Gütern die Trans-
portmenge definieren. Als interessante 
Nischen wurden neben Kühlcontain-
ertransporten auch der Massengut-
transport von landwirtschaftlichen 
Mitteln, wie beispielsweise Reis, und 
der Transport von Windkraftanlagen 
genannt. Eine zentrale Rolle bei der 
Veranstaltung spielte der Bereich Kreis-
laufwirtschaft. Hierbei stellen neben 
den klassischen Baustoffen insbeson-
dere Recyclingmaterialien, wie zum 
Beispiel Batterien oder Metallschrott, 
die vielversprechendste Güterart der 
Zukunft dar. Im Flüssigguttransport 
bringt das Auslaufen fossiler Ener-
gieflüsse eine Veränderung mit sich. 
Hier wurden vorrangig LNG, Methanol, 

Wasserstoff und Ammoniak als mögli-
che Zukunftstransportgüter identifiziert. 
Einigkeit bestand insgesamt darin, 
dass die Binnenschifffahrt auch künftig 
relevant bleibt, sich jedoch vom tradi-
tionellen Massenguttransporteur zum 
flexiblen Logistikpartner mit multimo-
dalen Netzwerken entwickeln müsse.

DIW-Kurzstudie zu wirtschaftlichen 
Folgen durch überalterte Infrastruktur
Eine im Auftrag des VBW vom Deut-
schen Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW Econ) erstellte Kurzstudie („Unter-
suchung regionalwirtschaftlicher Effekte 
des Ausfalls systemkritischer Wasser-
straßen“) kommt zu dem Ergebnis, dass 
die zunehmende Überalterung der Was-
serstraßen ein erhebliches Risiko für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland 
darstellt. Die Studie betrachtet dabei 
die regionalwirtschaftlichen Effekte, 
also die wirtschaftlichen Folgen, die in 
den fünf untersuchten Regionen (West-
deutsche Kanäle, MDK und bayerische 
Donau, Neckar, Mosel und Saar sowie 
der ESK) entstehen würden – etwa 
entgangene Wertschöpfung, gefähr-
dete Arbeitsplätze und Hafeneinnah-
menausfälle. Zentrale Erkenntnis: Die 
durch die Binnenschifffahrt ausgelöste 
Wertschöpfung hängt direkt an einer 
funktionierenden Wasserstraßeninfra-
struktur. Fällt eine Wasserstraße aus, 
erhöhen sich die Transportkosten durch 
Wechsel auf andere Verkehrsträger, 
Produktionsausfälle bei Unterneh-
men, Steuerausfälle der Kommunen 
und schlimmstenfalls die Abwande-
rungen von Investitionen an andere 
Standorte. Allein in den untersuchten 
Regionen sind bis zu 360.000 Arbeits-
plätze potenziell durch eine Überal-
terung der Infrastruktur gefährdet. 

51 Fahrgastschiffe elektrifiziert
In den Jahren 2015 bis 2025 wurden 
insgesamt 51 Fahrgastschiffe mit rein 
elektrischen Antrieben ausgerüstet bzw. 
auf elektrische Antriebe umgerüstet. 
Das geht aus der Antwort der Bundes-
regierung auf eine schriftliche Frage 
von MdB Tarek Al-Wazir (Bündnis90/
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Die Grünen) hervor. Bei Betrachtung 
der einzelnen Jahre fällt auf, dass 
die Elektrifizierung ab dem Jahr 2021 
einsetzte. Genau in jenem Jahr trat das 
bei der EU notifizierte, deutlich verbes-
serte und technologieoffene Flotten-
modernisierungsprogramm für das 
Gewerbe in Kraft, das – in modifizierter 
Form – immer noch besteht und nach 
Auskunft des BMV auch über das Jahr 
2026 hinaus verlängert werden soll. 
Nicht mitbetrachtet wurden zahlreiche 
weitere über das Förderprogramm 
erfolgte Umrüstungen auf emissions-
ärmere Antriebe (z.B. diesel-elektrisch) 
oder umgesetzte Maßnahmen zur 
Verbesserung der Energieeffizienz, die 
dazu beitragen, dass die Binnenschiff-
fahrt noch umweltfreundlicher wird.

Jens Schwanen feiert 25-jähriges  
Jubiläum im BDB
BDB-Geschäftsführer Jens Schwanen 
feierte Anfang Juli 2026 sein 25-jähriges 
Betriebsjubiläum im BDB. 2001 wech-
selte Rechtsanwalt Schwanen vom 
Bund der Öffentlich Bestellten Vermes-
sungsingenieure (BDVI) in Köln nach 
Duisburg, um beim BDB die Geschäfts-
führung von Gerhard von Haus zu über-
nehmen. Zunächst gemeinsam mit Jörg 
Rusche steht Jens Schwanen seit 2016 
als Alleingeschäftsführer an der Spitze 
des Verbandes, der 2024 sein 50-jäh-
riges Jubiläum feierte. Als Jens Schwa-
nen beim BDB anheuerte, hieß der 
Bundesverkehrsminister Kurt Bodewig 

(SPD). Es folgten Manfred Stolpe (SPD), 
Wolfgang Tiefensee (SPD), Peter Ram-
sauer (CSU), Alexander Dobrindt (CSU), 
Christian Schmidt (kommissarisch, CSU), 
Andreas Scheuer (CSU), Volker Wissing 
(FDP) und nun Patrick Schnieder (CDU). 
Den Spaß an der politischen Arbeit für 
diesen Verkehrsträger hat Schwanen in 
all den Jahren nicht verloren, nachdem 
er ab 2003 das Lobbying für die Binnen-
schifffahrt mit eigener Repräsentanz 
in Berlin aufgebaut hat: „Die Arbeit ist 
abwechslungsreich, herausfordernd 
und macht nach 25 Jahren immer noch 
Freude. Transport und Logistik sind 
hochspannende Themenfelder, und 
von der Zukunft der besonders um-
weltfreundlichen Binnenschifffahrt bin 
ich immer noch zutiefst überzeugt!“

ISW tagte in Berlin
Die „Initiative System Wasserstraße“ be-
steht mittlerweile aus 22 Wirtschaftsver-
bänden, die sich gemeinsam mit dem 

 Der ISW-Sprecher-
kreis tauschte sich 
intensiv mit MdB Carl-
Philipp Sassenrath  
(4. v.r.) über das Infra-
strukturzukunftsgesetz 
und die zukünftige 
Finanzierung des 
Ausbaus der Flüsse 
und Kanäle aus.

 BDB-Vorstandsmit-
glied Andreas Grzib 
(DTG) gratulierte BDB-
Geschäftsführer Jens 
Schwanen zu seinem 
25-jährigen Jubiläum 
beim BDB
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BDB das intensive Lobbying für eine 
bessere Wasserstraßeninfrastruktur auf 
die Fahnen geschrieben haben. Im Juli 
tagte das Lenkungsgremium in Berlin, 
und als prominenten Gesprächspartner 
konnte die ISW MdB Truels Reichardt 
(SPD) begrüßen. Zuvor hatte der ISW-
Sprecherkreis sich bereits intensiv mit 
MdB Carl-Philipp Sassenrath über das 
Infrastrukturzukunftsgesetz und die 
zukünftige Finanzierung des Ausbaus 
der Flüsse und Kanäle ausgetauscht. Ein 
Kompliment bereitete besondere Freu-
de: Die beiden Abgeordneten betonten, 
dass die ISW als relevantes Bündnis in 
Berlin von der Bundespolitik nicht nur 
wahrgenommen, sondern als kompe-
tenter Ansprechpartner geschätzt wird!

Demo mit Binnenschiff in Berlin
Am 25. Juni demonstrierte der Bun-
desverband mineralischer Rohstoffe 
(MIRO) in Berlin-Mitte für schnellere 
Planungs- und Genehmigungsverfahren 
für die Gewinnung heimischer Roh-
stoffe wie Sand, Kies, Naturstein und 
Quarz. Das sind wichtige Ladungsgüter 
für die Binnenschifffahrt, und deshalb 
begleitete BDB-Geschäftsführer Jens 
Schwanen gerne die Demo im Regie-
rungsviertel. Das sieht man auch nicht 
alle Tage auf der Spree: Ein Güter-
schiff begleitete die Demonstranten 
und sorgte mit lautem Signalhorn 
für die politische Aufmerksamkeit.

Wasserstoff in der Binnenschifffahrt 
Wasserstoff ist nicht nur ein poten-
zieller alternativer Kraftstoff für die 
Binnenschifffahrt. Er ist möglicherweise 

auch ein sehr interessantes zukünftiges 
Ladungsgut: Nicht jeder für den Was-
serstoff relevante Industriestandort 
wird sich mit einer Pipeline anschließen 
lassen. Der BDB bringt sich deshalb 
in den Prozess für einen „Masterplan 
Wasserstoff im Verkehr“ ein, den das 
Bundesverkehrsministerium noch in 
diesem Jahr vorstellen will. Der Deut-
sche Wasserstoff-Verband (DWV) liefert 
einen Impuls an das BMV und koor-
diniert als Fachverband die verschie-
denen Player in dem Thema. Der BDB 
stimmt dem DWV zu: 
„Der Hochlauf der Wasserstoffmobili-
tät im Verkehrssektor erfordert klare 
wirtschaftliche Perspektiven, eine 
vorausschauende Infrastrukturplanung 
und verlässliche regulatorische Rah-
menbedingungen. Ohne eine koordi-
nierte Synchronisierung von Nachfrage, 
Infrastruktur und Versorgung bleibt 
das vorhandene Potenzial ungenutzt.

 BDB-Vertreter Jens 
Schwanen und Matthias 
Roeser im Gespräch 
mit Friederike Lassen 
und Sebastian Kobbelt 
(DWV)

 BDB-Geschäftsführer 
Jens Schwanen (3. v.l.) 
und ISW-Geschäfts-
führer Matthias Roeser 
(BDB-Referent in Berlin, 
4. v.l.) vertraten den 
BDB bei der Sitzung 
des ISW-Lenkungsgre-
miums in Berlin © BÖB

 Demonstration von 
MIRO im Berliner 
Regierungsviertel
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